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5. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme 
von Kindern an der Offenen Ganztagsschule in der Primarstufe der Schulen der Stadt 
Wesseling 
 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Transparenzgesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. 
S.950), in Verbindung mit den §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21.Oktober 1969 (GV.NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. 
Januar 2018 (GV. NRW. S. 90), hat der Rat der Stadt Wesseling in seiner Sitzung am 10. Juli .2018 
folgende 5. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme 
von Kindern an der Offenen Ganztagsschule in der Primarstufe der Schulen der Stadt Wesseling 
(Beitragssatzung OGS) beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
In § 3 Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt: 
„Für Geschwister von Kindern, deren Betreuung im letzten Kindergartenjahr wegen § 23 Abs. 3 KiBiz 
beitragsfrei ist, wird ebenfalls kein Elternbeitrag erhoben.“ 
 
 

Artikel 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 1. August 2018 in Kraft und gilt erstmals für die Festsetzung der 
Elternbeiträge für die Zeit ab dem 1. August 2018. 
 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Wesseling, den 11. Juli 2018- 
 
 
Der Bürgermeister 
gez. Erwin Esser 
 
 
 
 



Widmung von Straßen in Wesseling als städtische Straßen für den öffentlichen Verkehr 
 
 
Der Rat der Stadt Wesseling hat in seiner Sitzung am 10. Juli 2018 beschlossen, 
 
1. die Straße „Auf der Trift – Stichstraße -“ zwischen Am Mieler Berg und Domskuhlweg (ohne 
Verbindung zur Rheinstraße) 
2. die Straße „An der Meile“ 
 
als städtische Straßen (Gemeindestraßen) gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen – in der zurzeit geltenden Fassung – (SGV NRW 91) dem öffentlichen Verkehr 
zu widmen. 
 
Die Widmung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die Widmungsverfügung als Verwaltungsakt mit der Begründung und dem Plan, aus dem die Lage der 
gewidmeten Fläche ersichtlich ist, können im Rathaus, 6. Etage, Zimmer 618 während der 
allgemeinen Dienststunden (montags und donnerstags von 7.30 Uhr bis 16.00 Uhr, dienstags von 
7.30 Uhr bis 18.00 Uhr, Mittwochs von 7.30 Uhr bis 13.00 Uhr und freitags von 7.30 Uhr bis 12.30 Uhr) 
eingesehen werden. 
 
Gegen die Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntmachung vor dem 
Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, schriftlich, in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den 
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen – in der zurzeit geltenden Fassung – (GV.NRW 2012 
S. 548) oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle Klage erhoben werden. Die 
Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben und die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden sollte, wird dessen 
Verschulden dem Kläger bzw. der Klägerin angerechnet. 
 
 
Wesseling, 12. Juli 2018 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
gez. Gunnar Ohrndorf 
Erster Beigeordneter 
 
 
 
Widmung von Straßen in Wesseling als städtische Straßen für den öffentlichen Verkehr 
 
 
Der Rat der Stadt Wesseling hat in seiner Sitzung am 10. Juli 2018 beschlossen, 
 
1. den Köcherweg beschränkt auf die Benutzungsart „Verkehrsberuhigter Bereich“, 
2. die Wegeverbindung vom Schützenweg zum Westring beschränkt auf die Benutzungsart 
„Fußgängerbereich“, 
3. die Grünanlage auf der westlichen Seite des Westrings, Gemarkung Wesseling Flur 22 Flurstück 
434, beschränkt auf die Benutzungsart „ Verkehrsgrünfläche“  
 
als städtische Straßen (Gemeindestraßen) gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen – in der zurzeit geltenden Fassung – (SGV NRW 91) dem öffentlichen Verkehr 
zu widmen. 
 
Die Widmung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 



Die Widmungsverfügung als Verwaltungsakt mit der Begründung und dem Plan, aus dem die Lage der 
gewidmeten Fläche ersichtlich ist, können im Rathaus, 6. Etage, Zimmer 618 während der 
allgemeinen Dienststunden (montags und donnerstags von 7.30 Uhr bis 16.00 Uhr, dienstags von 
7.30 Uhr bis 18.00 Uhr, Mittwochs von 7.30 Uhr bis 13.00 Uhr und freitags von 7.30 Uhr bis 12.30 Uhr) 
eingesehen werden. 
 
Gegen die Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntmachung vor dem 
Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, schriftlich, in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den 
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen – in der zurzeit geltenden Fassung – (GV.NRW 2012 
S. 548) oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle Klage erhoben werden. Die 
Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben und die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden sollte, wird dessen 
Verschulden dem Kläger bzw. der Klägerin angerechnet. 
 
 
Wesseling, 12. Juli 2018 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
gez. Gunnar Ohrndorf 
Erster Beigeordneter 
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